




15. AMG-Novelle – Änderungsantrag 
 
Zu Artikel 15 Änderung des SGB V/hier: Sozialpsychiatrievereinbarung 
BT-Drs. 16/12256 
 
Art. 15 Nr. 5 SGB V wird wie folgt gefasst: 

In § 85 Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „sollen" durch das Wort „haben" 
ersetzt, das Wort „und“ nach dem Wort „sozialpädiatrischer“ durch 
ein Komma ersetzt, nach dem Wort „psychiatrischer“ die Wörter 
„und psychotherapeutischer“ eingefügt, nach dem Wort „Tätigkeit" 
das Wort „zu" eingefügt, der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und fol-
gender Halbsatz angefügt „das Nähere einschließlich einer verbindli-
chen Evaluation der Leistungserbringung anhand definierter Quali-
tätskriterien ist im Bundesmantelvertrag zu vereinbaren“. 
 

§ 85 Abs. 2 Satz 4 SGB V (neu): 

„Die Vertragsparteien haben auch eine angemessene Vergütung für 
nichtärztliche Leistungen im Rahmen sozialpädriatischer, psychiatri-
scher und psychotherapeutischer Tätigkeit zu vereinbaren; das Nähere 
einschließlich einer verbindlichen Evaluation der Leistungserbringung 
anhand definierter Qualitätskriterien ist im Bundesmantelvertrag zu ver-
einbaren.“ 
 
 

Begründung: 
 

Die Verordnungsraten von Psychopharmaka sowie die Empfehlungen evidenzbasier-
ter Leitlinien belegen die Notwendigkeit, Behandlungsangebote für psychisch kranke 
Kinder und Jugendliche deutlich stärker psychotherapeutisch auszurichten. Vor die-
sem Hintergrund sollten als Vertragspartner der Sozialpsychiatrievereinbarung neben 
Fachärzten für Kinder- und Jugendpsychiatrie auch niedergelassene Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten und Psychologische Psychotherapeuten benannt 
werden. „Nichtärztliche Leistungen“ in diesem Zusammenhang bezeichnen dann 
Leistungen, die nicht von Ärzten oder Psychotherapeuten erbracht werden. 
 
Die Indikationsentscheidungen und -maßnahmen der an der Sozialpsychiatrieverein-
barung teilnehmenden Leistungserbringer sollten an evidenzbasierten Leitlinien aus-
gerichtet werden. Durch standardisierte Basisdokumentation, Evaluation der Behand-
lungsergebnisse und regelmäßige Fallbesprechungen sollten Struktur-, Prozess- und 
– soweit möglich – auch Ergebnisqualität darlegungsfähig werden. Erst ein Quali-
tätsmanagement in diesem Sinne verhindert, dass die in der Sozialpsychiatrieverein-
barung üblicherweise vereinbarten Vergütungspauschalen unter Qualitätsgesichts-
punkten problematische ökonomische Anreize setzen. Entsprechende Regelungen 
sind von den Vertragspartnern zu treffen. 
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